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VERORDNUNG (EWG) Nr. 243/78 DER KOMMISSION
vom 1 . Februar 1978

über die Vorausfestsetzung der Währungsausgleichsbeträge

liehen Bedingungen erfahren möchte, unter denen die­
ser Vertrag ausgeführt wird . Diesem Mißstand kann
nur durch Vorausfestsetzung der Währungsausgleichs­
beträge abgeholfen werden .

Die Vorausfestsetzung von Beträgen , insbesondere von
Währungsausgleichsbeträgen, kann zu Mißbräuchen
spekulativer Art führen . Daher ist es notwendig, um­
sichtig vorzugehen und diese Möglichkeit nur für die
Währungsausgleichsbeträge einzuführen , die im Han­
del mit Drittländern und für die Erzeugnisse gelten ,
für die eine Möglichkeit der Vorausfestsetzung der
Abschöpfung oder gegebenenfalls der Erstattung- be­
steht . Allein schon der wirtschaftliche Grund der Vor­
ausfestsetzung, dem Handel müsse hierdurch Sicher­
heit geboten werden , bedingt, daß die Festsetzung des
Währungsausgleichsbetrags nur erfolgen darf, wenn
für das gleiche Handelsgeschäft die Abschöpfung bzw.
die Erstattung im voraus festgesetzt worden ist .

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 974/71 des
Rates vom 12. Mai 1971 über bestimmte konjunktur­
politische Maßnahmen, die in der Landwirtschaft im
Anschluß an die vorübergehende Erweiterung der
Bandbreiten der Währungen einiger Mitgliedstaaten
zu treffen sind (l ), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 557/76 (2 ), insbesondere auf Arti­
kel 6,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 des
Rates vom 29 . Oktober 1975 über die gemeinsame
Marktorganisation für Getreide (3 ), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2560/77 (4), insbe­
sondere auf Artikel 12 Absatz 2, Artikel 15 Absatz 5
und Artikel 1 6 Absatz 6, sowie auf die entsprechenden
Vorschriften der anderen Verordnungen über die ge­
meinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche
Erzeugnisse,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 974/71 wurde das Sy­
stem der Währungsausgleichsbet&ge geschaffen, die
im Handel zwischen den Mitgliedstaaten und mit
Drittländern gelten . Diese Beträge werden auf der
Grundlage des Unterschieds zwischen dem repräsenta­
tiven und dem tatsächlichen Kurs einer Währung er­
rechnet. Für die Mitgliedstaaten , für deren Währung
kein Leitkurs festgesetzt ist, ist der tatsächliche Kurs
der regelmäßig auf den Devisenmärkten festgestellte
Kurs . Für die übrigen Mitgliedstaaten gilt der Leitkurs
als der tatsächliche Kurs . Kennzeichnend für das Sy­
stem der Währungsausgleichsbeträge ist mithin deren
Veränderlichkeit. Aus diesem Grund und wegen des
Berechnungsgrundsatzes, wonach der Entwicklung der
floatenden Währungen gegenüber den anderen Wäh­
rungen der Gemeinschaft Rechnung getragen wird,
entspricht der Währungsausgleichsbetrag nicht immer
den Währungsrelationen, die den Kaufverträgen zu­
grunde liegen ; dies gilt insbesondere im Handel mit
Drittländern .

Daher stößt der Handel auf gewisse Schwierigkeiten ,
wenn er beim Abschluß eines Vertrages die wirtschaft­

Folglich ist es logisch, daß die Gültigkeitsdauer eines
im voraus festgesetzten Währungsausgleichsbetrags
die gleiche ist wie für den Abschöpfungs- bzw. Erstat­
tungsbetrag, mit dem er zusammenhängt. Um das rei­
bungslose Funktionieren der gemeinsamen Marktorga­
nisation nicht zu gefährden , erscheint es indessen not­
wendig, eine Gültigkeitsdauer von sechs Monaten in
keinem Fall zu überschreiten . Daher müssen zweck­
dienliche technische Bestimmungen für die Fälle ein­
geführt werden , in denen die normale Gültigkeits­
dauer der Einfuhr- oder Ausfuhrlizenz bzw. der Vor­
ausfestsetzungsbescheinigung diesen Zeitraum über­
schreitet .

Die unterschiedliche Entwicklung der Währungsaus­
gleichsbeträge in den einzelnen Mitgliedstaaten kann
zu Spekulationen verleiten . Es erscheint daher unerläß­
lich , die Gültigkeitsdauer einer Lizenz, für die die Vor­
ausfestsetzung des Währungsausgleichsbetrags bean­
tragt worden ist, auf das Gebiet des Mitgliedstaats zu
begrenzen, in dem der Beteiligte seinen Angaben zu­
folge das Einfuhr- oder Ausfuhrgeschäft durchführen
will .

Im Handel mit Drittländern setzt sich der Währungs­
ausgleichsbetrag aus zwei Teilbeträgen zusammen,
nämlich dem für den Mitgliedstaat und das betref­
fende Erzeugnis in Landeswährung festgesetzten Be­
trag und dem für die Abschöpfung bzw. die Erstattung
geltenden Währungskoeffizienten .

(!) ABl . Nr. L 106 vom 12. 5 . 1971 , S. 1 .
(2 ) ABl . Nr. L 67 vom 15 . 3 . 1976, S. 1 .
(3) ABl . Nr. L 281 vom 1 . 11 . 1975, S. 1 .
(4) ABl . Nr. L 303 vom 28 . 11 . 1977, S. 1 .
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gen für die im voraus festgesetzten Abschöpfungen
und Erstattungen im Getreidesektor (4) ist vorgesehen ,
daß im Falle von Währungsereignissen , die zu einer
Senkung der Währungsausgleichsbeträge führen , bei
einer zuvor im voraus festgesetzten Abschöpfung oder
Erstattung der Währungsausgleichsbetrag anwendbar
ist, der am Tag der Vorausfestsetzung für das betref­
fende Geschäft gültig war. Mit der Einführung der Vor­
ausfestsetzung der Währungsausgleichsbeträge wird
diese Bestimmung gegenstandslos und ist daher aufzu­
heben .

Die Vorschriften dieser Verordnung verweisen auf ge­
wisse Vorschriften der Verordnung (EWG) Nr. 192/75
der Kommission vom 17 . Januar 1975 über Durchfüh­
rungsvorschriften für Ausfuhrerstattungen bei landwirt­
schaftlichen Erzeugnissen (5), zuletzt geändert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 1469/77 (6), und der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 193/75 der Kommission vom 17 .
Januar 1975 über gemeinsame Durchführungsvor­
schriften für Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen sowie Vor­
ausfestsetzungsbescheinigungen für landwirtschaft­
liche Erzeugnisse ( 7), zuletzt geändert durch die Ver­
ordnung (EWG) Nr. 1470/77(8).

Die betreffenden Verwaltungsausschüsse haben nicht
innerhalb der ihnen von ihren Vorsitzenden gesetzten
Frist Stellung genommen —

Einige technische Schwierigkeiten ergeben sich aus
der Berechnung des Währungsausgleichsbetrags für
bestimmte Waren , die unter die Verordnung (EWG)
Nr. 1059/69 des Rates vom 28 . Mai 1969 zur Festle­
gung der Handelsregelung für bestimmte , aus landwirt­
schaftlichen Erzeugnissen hergestellte Waren ( ! ), zu­
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr.
1 52/78 (2), fallen . Diese Beträge werden aufgrund von
Mengen landwirtschaftlicher Grunderzeugnisse errech­
net, die zwecks Berechnung der Einfuhrbelastung pau­
schal festgesetzt werden . Im Falle einer Vorausfestset­
zung der betreffenden Beträge ist es notwendig, eine
Verbindung zur Erstattung herzustellen , die für die
landwirtschaftlichen Grunderzeugnisse , die in Form
der betreffenden Waren ausgeführt werden , gewährt
wird . Diese Probleme können durch eine Pauschalre­
gelung gelöst werden, die insbesondere auf der Not­
wendigkeit beruht, die Gesamtmenge eines der Grund­
erzeugnisse durch die Vorausfestsetzung der Erstat­
tung zu decken .

Während der Gültigkeitsdauer der Lizenzen mit Vor­
ausfestsetzung der Währungsausgleichsbeträge können
Änderungen des Preisniveaus eintreten, und zwar so­
wohl infolge einer Änderung des in Rechnungseinhei­
ten ausgedrückten Preisniveaus als auch infolge einer
Änderung der repräsentativen Kurse . Dieser Tatsache
ist dadurch Rechnung zu tragen, daß eine Anpassung
der im voraus festgesetzten Währungsausgleichsbe­
träge vorgesehen wird .

Aufgrund der Marktentwicklung kann sich ergeben ,
daß die Vorausfestsetzung der Währungsausgleichsbe­
träge unzweckmäßig ist . Daher muß die Möglichkeit
vorgesehen werden , die Vorausfestsetzung dieser Be­
träge gegebenenfalls im Wege eines raschen Verfah­
rens auszusetzen .

Falls die Vorausfestsetzung des Währungsausgleichsbe­
trags möglich ist, ohne daß ein Händler von dieser
Möglichkeit Gebrauch macht, empfiehlt es sich , ihm
nicht zu gestatten , die Verordnung (EWG) Nr.
1608/74 der Kommission vom 26 . Juni 1974 über
Sonderbestimmungen für die Währungsausgleichsbe­
träge (3) in Anspruch zu nehmen, denn in diesem Fall
hat er es versäumt, die ihm zu Gebot stehenden
Sicherheitsvorkehrungen zu treffen .

Um zwischen den Inhabern von Lizenzen bei Inkraft­
treten dieser Verordnung und Beteiligten , die nach die­
sem Zeitpunkt einen Lizenzantrag stellen , Wett­
bewerbsverzerrungen zu verhindern , empfiehlt es sich,
Ubergangsmaßnahmen einzuführen , die gewisse
Abweichungen von den normalen Regeln gestatten .

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

( 1 ) Im Handel mit Drittländern werden die Wäh­
rungsausgleichsbeträge unter den in dieser Verord­
nung festgelegten Bedingungen im voraus festgesetzt .

(2) Im Sinne dieser Verordnung gilt als Währungs­
ausgleichsbetrag die Gesamtheit folgender Elemente :
a) der Betrag, der sich für die betreffenden Erzeug­
nisse aus der Anwendung des Anhangs I der Ver­
ordnungen zur Festsetzung der Währungsaus­
gleichsbeträge ergibt ;

b) — der Koeffizient in Anhang II der Verordnungen
zur Festsetzung der Währungsausgleichsbe­
träge,

— der repräsentative Kurs, der zur Umrechnung
der in Rechnungseinheiten festgesetzten Be­
träge in nationale Währung anzuwenden ist,

wobei diese beiden Elemente für bestimmte Verar­
beitungserzeugnisse gegebenenfalls je nach den ein­
zelnen landwirtschaftlichen Grunderzeugnissen un­
terschieden werden , für welche die Ausfuhrerstat­
tung im voraus festgesetzt worden ist.In der Verordnung (EWG) Nr. 837/72 der Kommis­

sion vom 24. April 1972 über besondere Bestimmun­

( ] ) ABl . Nr. L 141 vom 12. 6 . 1969, S. 1 .
(2 ) ABl . Nr. L 23 vom 28 . 1 . 1978 , S. 1 .
(A ABl . Nr . L 170 vom 27. 6 . 1974, S. 38

(4) ABl . Nr. L 98 vom 24. 4 . 1972, S. 10 .
(5 ) ABl . Nr. L 25 vom 31 . 1 . 1975, S. 1 .
(6) ABl . Nr. L 162 vom 1 . 7 . 1977, S. 9 .
( 7) ABl . Nr . L 25 vom 31 . 1 . 1975, S. 10 .
(8 ABl . Nr . L 162 vom 1 . 7 . 1977, S. 11 .
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— »Am . . . (Vorausfestsetzungsdatum) im voraus
festgesetzter Währungsausgleichsbetrag ; muß
gegebenenfalls angepaßt werden
Lizenz gilt in . . . (vom Antragsteller angegebe­
ner Mitgliedstaat)".

— „Monetært udligningsbeløb forudfastsat den
(dato for forudfastsættelsen) ; justeres i påkom­
mende tilfælde
Licens gyldig i . . . (den medlemsstat, der er an­
givet af ansøgeren)".

— „Montant compensatoire monétaire fixé à 1 a-
vance le (date de préfixation), à ajuster éventuel­
lement
Certificat valable en . . . (État membre désigné
par le demandeur)".

— „Monetary compensatory amount fixed in ad­
vance on (date of advance fixing), to be adjusted
as appropriate
certificate valid in . . . (Member State designated
by the applicant)".

(3) Im Sinne dieser Verordnung gelten die in Arti­
kel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 192/75 genannten
Lieferungen als Handel mit Drittländern .

(4) Im Sinne dieser Verordnung gelten die Benelux­
Mitgliedstaaten als ein einziger Mitgliedstaat .

Artikel 2

( 1 ) Der Währungsausgleichsbetrag wird auf Antrag
der Beteiligten im voraus festgesetzt .

Der Währungsausgleichsbetrag kann nur dann im
voraus festgesetzt werden , wenn in der Lizenz die
Einfuhr- oder Ausfuhrabschöpfung oder die Ausfuhr­
erstattung im voraus festgesetzt wird .

Für die Erzeugnisse der Tarifstelle 04.02 B des Ge­
meinsamen Zolltarifs kann der Währungsausgleichsbe­
trag-nur dann im voraus festgesetzt werden , wenn die
Ausfuhrerstattung für alle Bestandteile dieses Erzeug­
nisses im voraus festgesetzt wird .

(2) Die im Rahmen einer Ausschreibung festgesetz­
ten Abschöpfungen oder Erstattungen gelten als im
voraus festgesetzt .

(3) Wird der Währungsausgleichsbetrag im voraus
festgesetzt , so gilt die Lizenz — sowie , im Falle der
Anwendung des Artikels 4 Absatz 6 , die Teillizenz —
nur in einem einzigen , vom Antragsteller der Lizenz
bei Beantragung der Vorausfestsetzung des Währungs­
ausgleichsbetrags zu bezeichnenden Mitgliedstaat .

Artikel 3

( 1 ) Beträgt die Gültigkeitsdauer einer Lizenz mit
Vorausfestsetzung der Abschöpfung oder der Erstat­
tung sechs Monate oder weniger, so muß der Antrag
auf Vorausfestsetzung des Währungsausgleichsbetrags
gleichzeitig mit dem Lizenzantrag gestellt werden .

Bei Anwendung des vorstehenden Unterabsatzes

a) erhalten der Lizenzantrag und die Lizenz in Feld
12 einen der folgenden Vermerke :

— „Importo compensativo monetario fissato in an­
ticipo il (data della fissazione anticipata), da
modificarsi se del caso
Titolo valido in ... (Stato membro designato
dal richiedente)".

— „Monetair compenserend bedrag vooraf vastge­
steld op (datum van de vaststelling vooraf), even­
tueel aan te passen
Certificaat geldig in . . . (door de aanvrager aan­
gegeven Lid-Staat)".

(2) Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten
können für die Lizenzen , die für ihr Hoheitsgebiet er­
teilt werden , zusätzlich und als Hinweis in Feld 20 der
Einfuhrlizenz oder der Vorausfestsetzungsbescheini­
gung bzw. in Feld 18 der Ausfuhrlizenz oder der Vor­
ausfestsetzungsbescheinigung Angaben eintragen , die
zur Berechnung des Währungsausgleichsbetrags die­
nen .

„Vorausfestsetzung des Währungsausgleichsbetrags"
„Forudfastsættelse af det monetære udlignings­
beløb"

„Fixation à 1 avance du montant compensatoire
monétaire"
„Advance fixing of the monetary compensatory
amount"

Artikel 4,

( 1 ) Dieser Artikel findet Anwendung, wenn die Gül­
tigkeitsdauer der Lizenz mit Vorausfestsetzung der
Abschöpfung oder der Erstattung mehr als sechs Mo­
nate beträgt .

(2) Die Gültigkeitsdauer der Vorausfestsetzung des
Währungsausgleichsbetrags beträgt sechs Monate ab
dem Tag der Beantragung der Vorausfestsetzung.

(3) Der Antragsteller kann die Vorausfestsetzung
des Währungsausgleichbetrags vom Tag der Beantra­
gung der Lizenz mit Vorausfestsetzung der Abschöp­
fung oder der Erstattung bis zum ersten Tag der letz­
ten sechs Monate der Gültigkeitsdauer dieser Lizenz
beantragen .

„Fissazione anticipata dell importo compensativo
monetario"

„Vaststelling vooraf van het monetaire compense­
rende bedrag" ;

b) erhält Feld 20 der Einfuhrlizenz oder der Voraus­
festsetzungsbescheinigung bzw. Feld 1 8 der Aus­
fuhrlizenz oder der Vorausfestsetzungsbescheini­
gung folgende Vermerke in einer Sprache der Ge­
meinschaft :
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(4) Ist in einer Lizenz mit Vorausfestsetzung der
Abschöpfung oder der Erstattung auch der Währungs­
ausgleichsbetrag im voraus festgesetzt, so endet die
Gültigkeitsdauer der Lizenz am letzten Tag der Gültig­
keitsdauer der Vorausfestsetzung des Währungsaus­
gleichsbetrags .

(5) Wird der Antrag auf Vorausfestsetzung des Wäh­
rungsausgleichsbetrags gleichzeitig mit dem Lizenzan­
trag gestellt, so enthalten Lizenzantrag und Lizenz die
in Artikel 3 Absatz 1 genannten Vermerke .

In Feld 21 der Einfuhrlizenz oder Vorausfestsetzungs­
bescheinigung bzw. in Feld 19 der Ausfuhrlizenz oder
Vorausfestsetzungsbescheinigung ist das Datum einzu­
tragen , an dem die Gültigkeit der Vorausfestsetzung
des Währungsausgleichsbetrags endet .

(6) Hat derjenige , der einen Antrag auf eine Lizenz
mit Vorausfestsetzung der Abschöpfung oder der Er­
stattung gestellt hat, die Vorschriften des Absatzes 5
nicht in Anspruch genommen und beantragt er wäh­
rend des in Absatz 3 genannten Zeitraums die Voraus­
festsetzung des Währungsausgleichsbetrags, so muß
dieser Antrag bei der Behörde gestellt werden , bei der
die Lizenz beantragt worden ist . Artikel 5 Absätze 1
und 3 , Artikel 6 und Artikel 7 der Verordnung (EWG)
Nr. 193/75 gelten für den Antrag auf Vorausfestset­
zung des Währungsausgleichsbetrags .

Der Antrag auf Vorausfestsetzung des Währungsaus­
gleichsbetrags kann eine Lizenz oder Teillizenz betref­
fen , falls eine solche erteilt wurde .

Mit seinem Antrag auf Vorausfestsetzung des Wäh­
rungsausgleichsbetrags muß der Beteiligte der zustän­
digen Stelle die Lizenz oder Teillizenz vorlegen , auf
die sich sein Antrag bezieht .

Die Lizenz oder Teillizenz wird von der zuständigen
Behörde , die eine Ersatzlizenz oder Ersatz-Teillizenz
ausstellt, einbehalten .

Bei Beantragung einer Teillizenz mit Vorausfestset­
zung der Abschöpfung oder der Erstattung kann für
diese Teillizenz eine Vorausfestsetzung des Währungs­
ausgleichsbetrags beantragt werden ; diese Teillizenz
gilt als Ersatz-Teillizenz .

(7) Die Ersatzlizenz oder Ersatz-Teillizenz mit Vor­
ausfestsetzung des Währungsausgleichsbetrags wird
für eine Menge von Erzeugnissen ausgestellt, die zu­
züglich der Toleranz der in dem zu ersetzenden Doku­
ment angegebenen verfügbaren Menge entspricht .

Die Gültigkeitsdauer der Ersatzlizenz oder Ersatz­
Teillizenz beträgt sechs Monate vom Tag der Beantra­
gung der Vorausfestsetzung des Währungsausgleichsbe­
trags ab .

Unbeschadet der besonderen Bestimmungen dieses
Absatzes enthält die Ersatzlizenz oder Ersatz­
Teillizenz die gegebenenfalls auf dem zu ersetzenden
Dokument vermerkten Angaben . Ferner enthält sie
die in Artikel 3 Absatz 1 genannten Angaben sowie
einen Hinweis auf die Nummer des zu ersetzenden
Dokuments .

(8 ) Artikel 3 Absatz 2 gilt für die in diesem Artikel
genannten Lizenzen .

Artikel 5

( 1 ) Bezieht sich die Vorausfestsetzungsbescheini­
gung mit Vorausfestsetzung der Erstattung auf ein
Grunderzeugnis, das in Form von der Verordnung
(EWG) Nr. 1059/69 unterliegenden Waren ausgeführt
wird , und ist darin der Währungsausgleichsbetrag im
voraus festgesetzt, so betrifft diese Vorausfestsetzung
den auf die erwähnten Waren anzuwendenden Wäh­
rungsausgleichsbetrag.

(2) Der im voraus festgesetzte Währungsausgleichs­
betrag kann auf die Ware nur angewendet werden ,
wenn mindestens bei einem der Grunderzeugnisse die
Gesamtmenge, für die die Ausfuhrerstattung gewährt
werden kann , durch eine oder mehrere Lizenzen im
Sinne von Absatz 1 gedeckt ist .

Für die Anwendung des vorstehenden Unterabsatzes
werden nur die Grunderzeugnisse berücksichtigt , de­
ren Gewicht 10 % oder mehr des Gewichts der Ware
ausmacht.

(3) Werden bei der Erfüllung der Zollförmlichkei­
ten mehrere Lizenzen im Sinne von Absatz 1 vorge­
legt, so wird hinsichtlich des Datums, auf das für die
Berechnung des Währungsausgleichsbetrags abzustel­
len ist, nur die älteste Lizenz berücksichtigt .

Für die Anwendung des vorstehenden Unterabsatzes
werden nur die Lizenzen über das bzw. die Grunder­

zeugnisse berücksichtigt, die die Gesamtmenge der
Ware decken .

(4) Werden bei der Erfüllung der Zollförmlichkei­
ten mehrere Lizenzen im Sinne von Absatz 1 vorge­
legt und kann auf die betreffende Ware der im voraus
festgesetzte Währungsausgleichsbetrag nicht angewen­
det werden , weil die Voraussetzungen des Absatzes 2
nicht erfüllt sind , so wird/werden die betreffende(n)
Lizenz(en) zur Erfüllung der Zollförmlichkeiten für
die betreffende Ware nicht angenommen .

Artikel 6

( 1 ) Der am Tag der Beantragung der Vorausfestset­
zung gültige Währungsausgleichsbetrag gilt für die
während der Gültigkeitsdauer der Lizenz durchgeführ­
ten Einfuhren und Ausfuhren .
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Stimmungen über die Vorausfestsetzung der Wäh­
rungsausgleichsbeträge festgestellt oder sind solche
Schwierigkeiten zu befürchten , so kann beschlossen
werden , die Anwendung dieser Bestimmungen für das
oder die betreffenden Erzeugnisse auszusetzen .

(2) Bei äußerster Dringlichkeit kann die Kommis­
sion nach Prüfung der Lage anhand aller vorhandenen
Informationen beschließen , die Vorausfestsetzung der
Währungsausgleichsbeträge für höchstens drei Werk­
tage auszusetzen .

(3) Während der Aussetzung der Vorausfestsetzung
der Währungsausgleichsbeträge dürfen keine Anträge
auf Vorausfestsetzung der Währungsausgleichsbeträge
gestellt werden .

(4) Bei Lizenzanträgen mit gleichzeitigem Antrag
auf Vorausfestsetzung des Währungsausgleichsbetrags ,
die während der Aussetzung der Vorausfestsetzung der
Währungsausgleichsbeträge bearbeitet werden , wird
der Antrag auf Vorausfestsetzung des Währungsaus­
gleichsbetrags abgelehnt .

(5) Die Absätze 3 und 4 berühren nicht die Lizenz­
anträge mit Vorausfestsetzung der Abschöpfung oder
der Erstattung.

(2) Erfolgt die Vorausfestsetzung der Abschöpfung
oder der Erstattung jedoch durch eine Ausschreibung,
so ist der am letzten Tag der Frist für die Angebotsein­
reichung geltende Währungsausgleichsbetrag anzuwen­
den .

Absatz 1 bleibt jedoch anwendbar, wenn der Antrag­
steller auf eine bzw. für eine im Rahmen einer Aus­
schreibung im voraus festzusetzende Abschöpfung
bzw. Erstattung in eine Lage gemäß Artikel 4 Absatz 6
gerät .

Artikel 7

( 1 ) Die im voraus festgesetzten Währungsausgleichs­
beträge werden entsprechend geändert, falls während

> der Gültigkeitsdauer der Lizenz ein neuer repräsentati­
ver Kurs wirksam wird, der vor Einreichung des An­
trags auf Vorausfestsetzung beschlossen wurde .

(2) Eine Anpassung der im voraus festgesetzten
Währungsausgleichsbeträge kann beschlossen werden ,

— wenn während der Gültigkeitsdauer der Lizenz die
Abschöpfung oder die Erstattung infolge einer
Änderung der Preise geändert worden

— oder wenn ein neuer repräsentativer Kurs wirksam
geworden ist .

(3) Die Art und Weise der Anpassung und die An­
passungen selbst werden nach dem Verfahren des Arti­
kels 6 der Verordnung (EWG) Nr. 974/71 festgelegt .

(4) Ist aufgrund von Artikel 3 Absatz 2 in der Li­
zenz ein Kurs in Landeswährung angegeben und muß
dieser Kurs geändert werden , so treffen die zuständi­
gen Stellen der Mitgliedstaaten die ihnen für diese
Anpassung erforderlich erscheinenden Verwaltungs­
maßnahmen . Insbesondere können sie zu diesem
Zweck zusätzliche Angaben in den Lizenzen vorse­
hen .

Artikel 8

( 1 ) Werden in einem Mitgliedstaat für ein oder
mehrere Erzeugnisse keine Ausgleichsbeträge festge­
setzt, in anderen Mitgliedstaaten jedoch angewendet,
so wird der Währungsausgleichsbetrag für den betref­
fenden Mitgliedstaat mit 0 und sein Koeffizient mit 1
angesetzt .

(2) In dem in Absatz 1 genannten Mitgliedstaat
kann die Vorausfestsetzung des Währungsausgleichsbe­
trags unter den gleichen Bedingungen beantragt wer­
den wie in den übrigen Mitgliedstaaten .

Artikel 9

( 1 ) Werden bei Prüfung der Währungs- oder Markt­
lage Schwierigkeiten infolge der Anwendung der Be­

Artikel 10

( 1 ) Für Lizenzen oder Teillizenzen mit Vorausfest­
setzung der Abschöpfung oder der Erstattung, die
nach Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 193/75 vor
Inkrafttreten dieser Verordnung beantragt wurden und
die zu diesem Zeitpunkt noch gelten , kann eine Vor­
ausfestsetzung des Währungsausgleichsbetrags bean­
tragt werden .

Ein solcher Antrag ist binnen zwei Wochen nach In­
krafttreten dieser Verordnung zu stellen . Jedoch darf
bei Lizenzen oder Teillizenzen , die bei Inkrafttreten
dieser Verordnung noch über sechs Monate gültig
sind , der Antrag auf Vorausfestsetzung des Währungs­
ausgleichsbetrags nur bis zum ersten Tag der letzten
sechs Gültigkeitsmonate der betreffenden Lizenz oder
Teillizenz eingereicht werden .

(2) Für den Antrag auf Vorausfestsetzung des Wäh­
rungsausgleichsbetrags gilt Artikel 4 Absatz 6 . Es wird
eine Ersatzlizenz oder Ersatz-Teillizenz erteilt .

(3) Die Die in Absatz 2 genannte Ersatzlizenz oder
Ersatz-Teillizenz wird unter den Bedingungen von Ar­
tikel 4 Absatz 7 erteilt . Das Ende der Gültigkeitsdauer
der Ersatzlizenz oder der Ersatz-Teillizenz darf jedoch
nicht nach dem Ende der Gültigkeitsdauer des zu er­
setzenden Dokuments liegen .
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(2) Die Verordnung (EWG) Nr. 837/72, geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 199/73 , wird aufge­
hoben .

Artikel 11

( 1 ) Die Verordnung (EWG) Nr. 1608/74 wird durch
folgenden Artikel 5a ergänzt :

„Artikel 5a

Diese Verordnung findet keine Anwendung, wenn
die Möglichkeit einer Voraussetzung der Wäh­
rungsausgleichsbeträge besteht."

Artikel 12

Diese Verordnung tritt am 3 . April 1978 in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 1 . Februar 1978

Für die Kommission

Der Vizepräsident
Finn GUNDELACH


